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Bebauungsplan Nr. 542 Bodenseestraße 
Abwägung Satzungsbeschluss 
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange fand vom 06.08.2014 bis 29.09.2014 statt. 
Die Industrie- und Handelskammer, die Handwerkskammer und der Stadtverkehr Friedrichshafen GmbH teilten lediglich mit, dass 
keine Bedenken bestehen. 
Nachstehend sind die eingegangen Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange aufgeführt: 

 
 

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange 

 

Stellungnahme des Stadtplanungsamtes 

Regierungspräsidium Tübingen, Schreiben (E-Mail) vom 26.09.2014 
1. Der Gemeinderat der Stadt Friedrichshafen hat am 23.07.2014 die 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 542 „Bodenseestraße“ 
beschlossen. Das Plangebiet ist u.a. als Sondergebiet (SO 1) mit 
der Zweckbestimmung „Einzelhandel“ mit der Maßgabe festgesetzt, 
dass im Lebensmittelmarkt maximal 1.500 m² Verkaufsfläche 
zulässig ist. Ein Bebauungsplan für das Gebiet existiert bislang 
nicht. 

 
2. Der Bebauungsplan ist gemäß § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch den 

Zielen der Raumordnung anzupassen. Diese Ziele zu 
Einzelhandelsgroßprojekten sind u. a. im verbindlichen 
Landesentwicklungsplan (LEP) 2002 enthalten. die einschlägigen 
Prüfungskriterien sind die Zentralität, das Kongruenzgebot, das 
Beeinträchtigungsverbot sowie das Integrationsgebot.  
Integrationsgebot: Zum Integrationsgebot führt der LEP 2002 in 
seinem Plansatz 3.3.7.2 Z Sätze 2 und 3 dazu folgendes aus: 

• PS 3.3.7.2 Z Satz 2: „Einzelhandelsgroßprojekte sollen 

 
Der Bereich ist im Flächennutzungsplan als Sondergebiet 
Einzelhandel dargestellt worden. Damit wird der 
Planungswille der Stadt FN manifestiert, dass im Ortsteil 
Ailingen dauerhaft die Nahversorgung an diesem Standort 
gesichert werden soll und dass der Standort für 
großflächigen Einzelhandel, auch aufgrund seiner 
integrierten Lage, geeignet ist.  
 
An den Planungsstandort schließt sich direkt nördlich ein 
Mischgebiet; direkt südlich und gegenüber Wohnbebauung 
an, weshalb der Standort städtebaulich integriert ist. Diese 
Einstufung ist unabhängig davon, ob der Planstandort in 
einem „Zentralen Versorgungsbereich“ (ZVB) liegt: Auch 
außerhalb von ZVB gibt es städtebaulich integrierte 
Standorte. 
Angesichts dieser Einschätzung ist das Integrationsgebot  –
unabhängig von einer Einstufung des Zentrums von Ailingen 
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vorrangig an städtebaulich integrierten Standorten 
ausgewiesen, errichtet oder erweitert werden“. 

• PS 3.3.7.2 Z Satz 3: „Für nicht zentrenrelevante 
Warensortimente kommen auch städtebauliche 
Randlagen in Frage“. 

 
Die Begründung des LEP 2002 erklärt dazu, dass 
Einzelhandelsgroßprojekte vorrangig in städtebaulich integrierten 
Lagen innerhalb des Bebauungszusammenhangs ausgewiesen, 
errichtet oder erweitert werden sollen. Bei Vorhaben, die auf Grund 
ihres Warenangebots nur geringe Auswirkungen auf die 
innerörtliche Einzelhandelsstruktur und damit auf die 
Funktionsfähigkeit der Stadt- und Ortskerne erwarten lassen oder 
auf Grund der Beschaffenheit der Waren für Stadt- und Ortskerne 
nicht geeignet sind, ist eine Ansiedlung in städtebaulichen 
Randlagen möglich. Der Satz 3 stellt dabei die Ausnahme von der 
Regel „vorrangig“ in Satz 2 dar. 
Zum Nachweis der Einhaltung der Ziele der Raumordnung wurde 
im Jahr 2011 eine gutachterliche Stellungnahme eingeholt. In der 
Begründung zum Bebauungsplan vom 14.06.2014 wird auf Seite 3 
zum Nachweis der Einhaltung der Ziele der Raumordnung auf 
dieses Gutachten verwiesen. Gemäß diesem Gutachten liegt der 
geplante Standort östlich der Bodenseestraße im rückwärtigen 
Bereich der am südlichen Ende des Stadtteilzentrums Ailingen-Süd 
liegenden Tankstelle. 
Bei der Prüfung des Integrationsgebotes wird in dem Gutachten auf 
die Einzelhandelskonzeption von 2001 verwiesen. In diesem wurde 
Ailingen Süd als Stadtteilzentrum Typ C ausgewiesen. Da das 
Vorhabengebiet in nur gut 100 Meter Entfernung zum zentralen 
Kreuzungsbereich die Stadtteilzentrums lag, war das 
Integrationsgebot eingehalten. Gemäß der Fortschreibung der 
Einzelhandelskonzeption von 2012/2013 auf Seite 124f. ist Ailingen 

als zentraler Versorgungsbereich – eingehalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3 
 

Süd nun aber perspektivisch kein zentraler Versorgungsbereich 
mehr. Die Grundlage, auf der das Gutachten von 2011 entstand – 
die Einstufung von Ailingen Süd als Stadtteilzentrum Typ C – ist 
somit entfallen. Da Ailingen Süd kein zentraler Versorgungsbereich 
ist, ist der Standort somit nicht mehr als städtebaulich integriert 
anzusehen und der Bebauungsplan Nr. 542 „Bodenseestraße“ 
verstößt gegen das Integrationsgebot. 
Anderes ergibt sich auch nicht daraus, dass gemäß der 
Fortschreibung der Einzelhandelskonzeption 2012/2013 in der Ist-
Situation „vor dem Hintergrund, dass auf einer südlich 
angrenzenden Fläche eine Entwicklung mit Einzelhandel geplant 
ist…“, der Bereich dennoch als zentraler Versorgungsbereich 
abgegrenzt wurde (S. 61, 63 der Fortschreibung). Gemäß S. 123 
der Fortschreibung der Einzelhandelskonzeption wird festgestellt, 
„dass auch das zukünftige Angebot im Vergleich zur 
Bevölkerungszahl der Ortschaft zu gering sein wird, um eine 
Versorgungsfunktion über den Nahbereich hinaus entfalten zu 
können.“ Wenn aber dieser Bereich selbst unter Berücksichtigung 
der vorliegenden Planung nach Darstellung der Fortschreibung der 
Einzelhandelskonzeption kein zentraler Versorgungsbereich sein 
soll, so kann nicht für die jetzige Planung noch von einem zentralen 
Versorgungsbereich ausgegangen werden. Insofern widerspricht 
sich die fortgeschriebene Einzelhandelskonzeption. Daher ist auch 
für die jetzige Planung schon anzunehmen, dass der Bereich kein 
zentraler Versorgungsbereich ist. 

 
3. Die Planung ist auch nicht aus dem Flächennutzungsplan 

entwickelt. Zum Einen widerspricht der Flächennutzungsplan nun 
für diesen Bereich der Einzelhandelskonzeption. Zum Anderen 
sieht der Flächennutzungsplan unter A35 für das Gebiet zwar eine 
Sonderfläche Einzelhandel vor, allerdings nur mit einer max. 
Verkaufsfläche von 1200 qm. Der Bebauungsplan sieht aber eine 

 
 
 
 
 
 
 
Zwar ist das Zentrum von Ailingen im aktuellen 
Einzelhandelskonzept nicht mehr als ZVB ausgewiesen, so 
dass dort entsprechend den Grundsätzen zur räumlichen 
Einzelhandelsentwicklung zunächst kein zentrenrelevanter 
Einzelhandel zulässig ist. Allerdings eröffnet das 
Einzelhandelskonzept eine Ausnahmemöglichkeit für 
nahversorgungsrelevante Sortimente, wenn es sich um 
integrierte Standorte handelt und das Vorhaben 
standortgerecht dimensioniert ist. Diese Ausnahme sieht  
explizit auch der Regionalplan vor. 
Im speziellen Fall kann diese Ausnahmemöglichkeit 
angewendet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Für den betreffenden Bereich wurde eine 
Sondergebietsfläche mit der Zweckbestimmung 
Einzelhandel in den FNP aufgenommen. Mit dieser 
Darstellung manifestiert die Stadt Friedrichshafen den 
Planungswillen an diesem integrierten Standort eine 
großflächige Einzelhandelsnutzung anzusiedeln, die zur 
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Verkaufsfläche von max. 1500 qm vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. Schließlich widerspricht der Bebauungsplan auch der 
fortgeschriebenen Einzelhandelskonzeption. Nach dieser soll 
großflächiger Einzelhandel nur in zentralen Versorgungsbereichen 
ermöglicht werden. Wie unter Punkt 2 schon erörtert sieht die 
Einzelhandelskonzeption jedoch in diesem Bereich keinen 
zentralen Versorgungsbereich vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sicherung der Nahversorgung des Stadtteils Ailingen dient. 
Seit der Aufstellung des Flächennutzungsplanes bis heute 
haben sich die Marktgrößen für Einzelhandelsstandorte 
weiterentwickelt. 
Zudem findet sich die angesprochene Größenangabe in 
Klammern unter der Rubrik „Empfehlungen“ des 
Flächensteckbriefs und hatte damit nicht den 
deklaratorischen Charakter einer maximalen 
Größenbeschränkung. 
 
Zwar ist das Zentrum von Ailingen im aktuellen 
Einzelhandelskonzept nicht mehr als ZVB ausgewiesen, so 
dass dort entsprechend den Grundsätzen zur räumlichen 
Einzelhandelsentwicklung zunächst kein zentrenrelevanter 
Einzelhandel zulässig ist. Allerdings eröffnet das 
Einzelhandelskonzept eine Ausnahmemöglichkeit für 
nahversorgungsrelevante Sortimente, wenn es sich um 
integrierte Standorte handelt und das Vorhaben 
standortgerecht dimensioniert ist. Diese Ausnahme sieht  
explizit auch der Regionalplan vor. 
Bei den vorgesehenen Angeboten handelt es sich 
weitgehend um nahversorgungsrelevante Sortimente im 
Sinne des Einzelhandelskonzeptes. Der Standort ist 
integriert (siehe oben). Das Vorhaben entspricht in seiner 
Dimension dem städtebaulichen Leitbild des 
Einzelhandelskonzepts in Friedrichshafen. 
Zusätzlich wurde auf Seite 79 des aktuellen 
Einzelhandelgutachtens auf eine Verbesserung der 
Nahversorgungssituation durch die Planung in Ailingen 
hingewiesen. 
Vor diesem Hintergrund steht die Planung nicht im 
Widerspruch zum Einzelhandelsgutachten der Stadt 
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Der geplante Neubau widerspricht somit den Zielen d er 
Raumordnung (Plansatz 3.3.7.2) und ist daher wegen 
entgegenstehender öffentlich-rechtlicher Vorschrift en nicht 
genehmigungsfähig. Zudem widerspricht er auch der 
Einzelhandelskonzeption der Stadt Friedrichshafen. 
 
 
 

Friedrichshafen. 
 
Die Planung widerspricht unter den vorab dargestellten 
Kriterien weder dem Integrationsgebot, noch dem 
Flächennutzungsplan und somit in Folge auch nicht der 
Raumordnung. Auch geht die Planung konform mit dem 
Einzelhandelskonzept der Stadt Friedrichshafen, das explizit 
entsprechend Ausnahmen vorsieht. Daher kann den 
Bedenken des Regierungspräsidiums nicht gefolgt werden. 
 

Regionalverband Bodensee-Oberschwaben 
Schreiben vom 29.09.2014 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan 
(FNP) entwickelt. Für die Fläche wurde eine 
Sondergebietsfläche mit der Zweckbestimmung 
Einzelhandel in den FNP aufgenommen. Mit dieser 
Darstellung manifestiert die Stadt Friedrichshafen den 
Planungswillen an diesem integrierten Standort eine 
großflächige Einzelhandelsnutzung anzusiedeln, die zur 
Sicherung der Nahversorgung des Stadtteils Ailingen dient. 
Seit der Aufstellung des FNP bis heute haben sich die 
Marktgrößen für Einzelhandel weiterentwickelt. 
Zudem findet sich die angesprochene Größenangabe in 
Klammern unter der Rubrik „Empfehlungen“ des 
Flächensteckbriefs und hatte niemals den deklaratorischen 
Charakter einer maximalen Größenbeschränkung. 
Daher wird den Bedenken des Regionalverbandes nicht 
gefolgt. 
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Ministerium für Verkehr und Infrastruktur, Schreiben vom 10.09.2014. 
 

 

 
 
Die unter 1. und 2. aufgeführten Punkte werden unter 
Hinweise (Hinweis Nr. 5) in den Bebauungsplan 
aufgenommen. 
Der Stellungnahme des Ministeriums für Verkehr und 
Infrastruktur wird gefolgt.  
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Landratsamt Bodeneekreis, Schreiben vom 18.09.2014 

 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
Im Schreiben des LRA vom 18.09.2014 wird ausgeführt, 
dass eine Entwässerung des Plangebietes im Mischsystem 
der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 18.05.2006 
wiederspricht. Demnach muss das Plangebiet im 
Trennsystem entwässert werden. Da dies aufgrund der 
Örtlichkeit nicht möglich ist wurden vom LRA drei 
Möglichkeiten aufgezeigt die Entwässerung dennoch dem 
Stand der Technik entsprechend sicherzustellen. 
 
Vorschlag 1: Abtrennung einer dem gleichen Abfluss   

 entsprechenden Fläche vom Einzugsgebiet 
des betroffenen Regenüberlaufbeckens. 

 

Vorschlag 2: Bau eines Regenwasserkanals und   
  Entwässerung im Trennsystem 
 

Vorschlag 3: Beantragung einer erneuten wasserrechtlichen 
  Erlaubnis für die Einleitung von    
  Regenmischwasser in die jeweiligen Gewässer 
  aus der Mischwasserkanalisation 
 
Als einzig praktikable und kurzfristig umsetzbare Lösung 
wird Vorschlag 1 angesehen. Die Vorschläge 2 und 3 
würden zum einen Zeit in Anspruch nehmen und auch hohe 
Investitionskosten verursachen. 
 
In Absprache mit dem LRA (Frau Krökel und Herr Kramer) 
wurde die zu kompensierende Fläche ermittelt. Die 
Berechnung ist nachfolgend in einer früheren Mail 
dargestellt. Demnach muss eine Fläche von 2.554,67 m² im 
vorhandenen Mischgebiet ausgeglichen werden. Der 
notwendige Ausgleich kann auf Flst. 884/56 (Pflegeheim 
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Ailingen) und auf Flst. 856/6 (Hotel Gerbe) sichergestellt 
werden. Beide Grundstücke befinden sich im Bereich der 
am 18.05.2006 genehmigten Fläche für eine Entwässerung 
im Mischsystem. 
 
Die gesamte Oberflächenentwässerung auf dem Flst. 
884/56 ist an einen Regenwasserkanal angeschlossen. Die 
Fläche beträgt 1.767 m² 
Ein Teil der Flächen auf dem Flurstück 856/6 ist nicht an 
den Mischwasserkanal angeschlossen und versickert 
entweder auf dem Grundstück oder über das vorhandene 
Grabensystem. Die Fläche beträgt 5.083 m² 
 
Als Kompensationsfläche, für die 2.554,67 m² des 
Plangebietes, können in Summe 6.850 m² angesetzt werden 
die nicht in das Mischwasserkanalsystem entwässern. 
 
Somit können die Anforderungen des LRA erfüllt werden 
und eine Entwässerung dem Stand der Technik 
entsprechend sichergestellt werden. 
 
 
 
 
Der Hinweis bezüglich der Artenschutzbestimmungen bei 
Abbrucharbeiten wird als Hinweis Nr. 6 in den Teil C der 
„Textlichen Festsetzungen“ übernommen. 
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Bezüglich der hier vorliegenden Planung konnte durch eine 
Abtrennung einer dem gleichen Abfluss entsprechenden 
Fläche vom Einzugsgebiet des betroffenen 
Regenüberlaufbeckens eine Lösung gefunden werden. 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird als Hinweis Nr. 7 in Teil C der „Textlichen 
Festsetzungen“ aufgenommen. 
 

Stellungnahme des LRA / Landwirtschaftsamt vom 16.10.2014 

 

 
Die Stellungnahme des Landwirtschaftsamtes wird zur 
Kenntnis genommen und die Empfehlung an den Bauherrn 
weitergegeben. 
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Deutsche Telekom, Schreiben vom 17.09.2014 

 

 
Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen und an die 
zuständigen Stellen weitergeleitet. 
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Die Öffentlichkeitsbeteiligung wurde vom 25.08.2014 bis 26.09.2014 durchgeführt. Nachstehende Stellungnahmen gingen ein: 
 

Stellungnahmen Bürger und Vereine Stellungnahme des  Stadtplanungsamtes 
B.U.N.D., Schreiben vom 13.09.2014 

 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
Tiefgaragen kommen aus ökonomischen und betriebstechnischen 
Gründen für Lebensmittelmärkte nur in Ausnahmefällen zur 
Anwendung. Aufgrund aufwendiger Zu- und Ausfahrtsbauten ist 
der Flächenbedarf bei einer unterirdischen Lösung zudem nicht 
wesentlich geringer als der Bedarf für oberirdische Stellplätze. 
Des Weiteren wird auch die Fläche, die eine Tiefgarage 
einnehmen würde dem Naturhaushalt entzogen.  
Zur Verringerung der Auswirkungen werden die Stellplätze zudem 
mit einem versickerungsfähigen Belag versehen. 
Durch die vorgesehene Durchgrünung der Stellplätze und den 
Wegfall der brachliegenden Halle wird dieser Bereich außerdem 
stadtgestalterisch aufgewertet. 
 
 
 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 542 „Bodenseestraße“ wird u. a. das 
Planungsrecht für einen Lebensmittelmarkt für die Nahversorgung 
Ailingens geschaffen. Das Ziel des Bebauungsplans Nr. 543-1 
„Gesamtentwicklung Berg“ ist dagegen schwerpunktmäßig die 
Schaffung von Wohnraum und Sicherung des Standorts des 
Bildungshauses. Die Ziele sind daher unterschiedlich. Dies wirkt 
sich auch auf die Festsetzungen aus. 
Die Überprüfung der Baumstandorte erfolgt im 
Baugenehmigungsverfahren. 
Bezüglich der Baumauswahl wird auf Sorten zurückgegriffen, die 
nach Aussage der Fachgutachter als geeignete Bäume für große 
Parkplätze verwendbar sind. 
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Zu den Festsetzungen siehe vorherige Ausführungen zu den 
unterschiedlichen Zielen der B-Pläne. 
Die Festsetzung des Flachdaches wurde nur im Gebiet SO 1 
vorgenommen, da hier eine große zusammenhängende 
Dachfläche entsteht. 
Die bestehende, weitgehend leerstehende Halle wird abgerissen. 
Im Zuge der Erstellung des VUB wurden entsprechende 
Untersuchungen durchgeführt, die zu keinem 
artenschutzrelevanten Ergebnis geführt haben. Trotzdem wurde 
ein Hinweis aufgenommen, der beim Abriss der Halle Bezug auf 
die Möglichkeit vorhandener Brut- und Wohnstätten nimmt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Außerhalb des Bebauungsplanes liegende Bäume und 
Gehölzstrukturen können nicht über Festsetzungen des 
Bebauungsplanes geschützt werden.  
 
 
 
 
 
 
Im VUB sind die Fichten nicht als besonders erhaltenswert 
eingestuft worden, zumal diese in der bestehenden Lage auch 
nicht standortgerecht sind. Daher werden hier keine 
Festsetzungen getroffen. 
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Die Empfehlung wird an den Betreiber weitergegeben, allerdings 
nicht zwingend festgesetzt. 
 
 
Bei neuen Leuchten setzt die Stadt Friedrichshafens nur LED-
Leuchten ein. 
 
 
Die Stadt Friedrichshafen ist verpflichtet die Werte der TA-Lärm 
einzuhalten. Dies ist hier geschehen. 
 
 
 
 
Hier sind der Betreiber und die Anwohner gefordert. Bei 
Überschreitungen sind diese dem BSU anzuzeigen. Außerdem 
werden Schranken an den Ein- und Ausfahrtsbereichen 
angebracht. 
 
 
 
Aufgrund der unterschiedlichen Zielrichtungen der B-Pläne ist 
eine Vergleichbarkeit zu Berg nicht gegeben. In der 
Einzelhandelszielrichtung sind die vorgesehenen Größen 
gerechtfertigt.  
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Rechtsanwalt Peter Schierhorn im Namen von Frau Dietlinde Knobel, 
Schreiben vom 19.09.2014 

 

 

 

 
 
 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans stellt den klassischen 
Fall einer Innenentwicklung dar. Eine Faustregel für die 
Abgrenzung eines Bebauungsplanes der Innenentwicklung nach 
§ 13a BauGB besagt, dass mindestens die Hälfte des 
Geltungsbereiches an bebautes Gebiet angrenzen soll. 
Im Westen grenzt der Geltungsbereich an die Bodenseestraße 
und somit zu 100 % an bebautes Gebiet. Im Süden schließt der 
Hagendorner Weg an. Daran angrenzend befindet sich auf 
ca.95% der Geltungsbereichsgrenze ein Wohngebiet 
(Bodenseestraße und Eschstraße). 
Im Norden schließt sich ein Mischgebiet an. Legt man hier als 
Maßstab die Darstellung des Flächennutzungsplanes zugrunde 
schließt der Geltungsbereich des Bebauungsplans zu 100 % an 
ein bestehendes Mischgebiet an. 
Da ein Flächennutzungsplan nicht parzellenscharf ist, allerdings 
das Flurstück Nr. 877 aufgrund der bestehenden Bebauung 
zumindest bereits nach § 34 bebaubar einzuschätzen ist, kann an 
der Nordgrenze ca. 75% des Geltungsbereichs dem Innenbereich 
zugeordnet werden.  
Dies ergibt in der Gesamtheit ca. 240 m 
Geltungsbereichsgrenzen, die an bereits bestehenden 
Innenbereich nach § 34 BauGB angrenzen. Dem stehen ca. 140 
m Grenze gegenüber, die an Außenbereichsflächen angrenzen. 
Der Geltungsbereich erfüllt somit die Kriterien für das 
Innenbereichsverfahren nach § 13 a BauGB. 
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Ein Hotelbetrieb ist unbestritten eine Mischgebietsnutzung. Dabei 
ist der Betrieb als Ganzes zu betrachten, d.h. es gibt keine 
Differenzierung zwischen einer ruhigen und einer lärmbelasteten 
Seite. Daher ist die vorgenommene Einstufung stimmig.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei dem Bebauungsplan handelt es sich nicht um einen 
Vorhaben- und Erschließungsplan. Somit kann die Nutzung nicht 
nur auf die tatsächlich vorgeschriebene Nutzung beschränkt 
werden. 
Der Hinweis ist richtig. Das Wort Lebensmittelmarkt wird 
gestrichen. 
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Eine Anlieferung in der Nachtzeit ist nicht vorgesehen. Daher wird 
ein Andocken der Lkw an die Laderampe im Zeitbereich nachts 
durch Auflagen in der Baugenehmigung unterbunden. 
Das bloße Abstellen eines Lkw an der Westseite des 
Marktgebäudes im Zeitbereich nachts erscheint in Anbetracht der 
durch den öffentlichen Straßenverkehr verursachten 
Geräuschkulisse unproblematisch. Um allerdings eine durch 
eventuell laufende Kühlanlagen ausgehende Belastung zu 
verhindern, werden die Ein- und Ausfahrtsbereiche durch 
Schranken abgesperrt. So wird sichergestellt, dass im Zeitraum 
nachts weder vom Parkplatz des Lebensmittelmarktes noch 
durch Anlieferungen Störungen ausgehen. 
 
 
Der Bezugspunkt Baufenster Nord (BF Nord) ist ein fiktiv 
gewählter Bezugspunkt am Rand des Nachbargrundstücks 
Bodenseestraße 5 (Flst 877/2). Der Abstand vom Bezugspunkt 
BF Nord zur Grenze beträgt 2,5 m und kann somit zur 
Beurteilung der Situation an der geplanten Bebauung des 
betreffenden Grundstücks herangezogen werden. Es wurden an 
dem Bezugspunkt drei Geschosslagen betrachtet. Der aus den 
Lärmeinwirkungen der Tankstelle und des Lebensmittelmarktes 
resultierende Beurteilungspegel tags unterschreitet mit 57 dB(A) 
den Immissionsrichtwert von 60 dB(A) deutlich. 
Der folgende Planausschnitt zeigt, dass der gewählte 
Bezugspunkt durchaus geeignet ist die Situation an der geplanten 
Bebauung zu beschreiben: 
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Bezüglich der Beurteilung kurzzeitiger Geräuschspitzen ist der 
Untersuchung zu entnehmen, dass der Abstand der Laderampe 
zum Bezugspunkt BF Nord 58 m beträgt. Im Bereich der 
Laderampe werden erfahrungsgemäß die dominanten 
Pegelspitzen verursacht. 
Bei einer zulässigen Maximallänge eines Lkw (Lkw + Anhänger) 
von 22 m ist der Abstand zwischen dem Bezugspunkt und einem 
von der Laderampe abgestellten Lkw somit 36 m. 
Im Untersuchungsbericht ist beschrieben, dass durchschnittlich 
pro Lkw etwa 6 Rollcontainer und 5 Paletten angeliefert werden. 
Davon weicht die Anlieferung des Frischedienstes aufgrund des 
eingeschränkten Sortiments mit lediglich 3 Rollcontainern im 
Zeitbereich nachts ab. 
Ungeachtet dessen ist die Anzahl der im Zeitbereich nachts 
anzuliefernden Warenmenge letztlich unerheblich, da bereits die 
erforderliche Fahrzeugbewegungen des Lkw im Zeitbereich 
nachts Überschreitungen an den Bezugspunkten nördlich des 
Betriebsgrundstückes verursacht. Ein Andocken der Lkw an die 
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Laderampe im Zeitbereich nachts wird deshalb durch Auflagen in 
der Baugenehmigung unterbunden. Dementsprechend erübrigt 
sich auch die differenzierte Betrachtung der kurzzeitigen 
Geräuschspitzen und der Lkw –Kühlaggregate im Zeitbereich 
nachts. 
 
 
Da der Andienungsverkehr auf den Zeitbereich tags beschränkt 
wird und die schalltechnischen Anforderungen an den 
Bezugspunkt nördlich des Betriebsgrundstückes im Zeitbereich 
tags deutlich unterschritten werden, sind keine unzumutbaren 
Lärmbeeinträchtigungen vorhanden. Die Errichtung einer 
Lärmschutzwand ist somit nicht erforderlich. 
In diesem Zusammenhang sei erwähnt, dass tagsüber der 
dominante Lärmanteil an den Bezugspunkten nördlich des 
Betriebsgrundstücks von der Tankstelle verursacht wird. 
Zudem wird beim Lebensmittelmarkt der dominante Lärmanteil an 
den Bezugspunkten nördlich des Betriebsgrundstücks von den 
Pkw-Parkplätzen und nicht von den Lkw-Andienungen oder der 
Ausfahrt der Parkplatzes verursacht. Bezüglich des Parkplatzes 
ist nur von einer geringen Wirksamkeit einer Lärmschutzwand in 
städtebaulich vertretbarer Höhe auszugehen. 
 
 
 

 
 
 


